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Zl. 3426/J-NR/92. "§ 21 StVO" 

Zu den Fragen I, 2. 3 und 4: 

"Wie stehen Sie persönlich zur Verschiedenbehandlung von 
Tieren als "Kleintiere" im Sinne des § 21 StVO? 

Werden Sie sich um eine Pr~zisierung dieser Gesetzesbestimmung 
bzw. einer Änderung in Richtung BerUcksichtigung der legitimen 
Tierschutzinteressen zahlreicher AutofahrerInnen bemühen? 
Wenn nein. warum nicht? 

Halten Sie es heute noch fUr zeitgem~ß. daß AutofahrerInnen 
durch die Auslegung von § 21 StVO dazu verhalten werden. Kat­
zen, Igel und andere "Kleintiere" zu überfahren, wenn sie 
nicht selber eine Haftung in Kauf nehmen wollen? 

Halten Sie es Uberhaupt fUr möglich, daß in der Situation der 
Notwendigkeit eines raschen Bremsmanövers eine Differenzierung 
vorgenommen werden kann. ob es sich etwa um eine Katze oder 
einen kleinen Hund (z.B. Rehpintscher) handelt? Halten Sie 
nicht auch derartige Beurteilungskriterien fUr unpraktikabel 
und damit abtr~glich für die Rechtssicherheit?" 

§ 21 StVO muß im Zusammenhang mit den §§ 18 und 20 stVO gese­

hen werden. § 18 StvO bestimmt. daß der Lenker eines Fahrzeu­

ges stets einen solchen Abstand vom nächsten vor ihm fahrenden 

Fahrzeug einzuhalten hat. daß ihm jederzeit das rechtzeitige 

Anhalten möglich ist, auch wenn das vordere Fahrzeug plötzlich 

abgebremst wird. § 20 bestimmt, daß der Lenker eines Fahrzeu­

ges die Fahrgeschwindigkeit den gegebenen oder durch Straßen­

verkehrszeichen angekUndigten Umst~nden anzupassen hat. Er 

darf demnach auch nicht so schnell fahren, daß er andere 
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Straßenbenützer oder an der Straße gelegene Sachen verletzt 

oder sie beschmutzt. Bei all diesen Bestimmungen steht die Si­

cherheit der Verkehrsteilnehmer im Vordergrund. Dies bedeutet 

jedoch nicht, daß bei einem sich auf der Straße befindlichen 

Tier - unabhängig von der Größe und Art - nicht gebremst wer­

den darf, wenn andere Straßenbenützer oder die Fahrzeugin­

sassen nicht gefährdet werden. In der StVO befindet sich keine 

Bestimmung, die vorschreibt, daß Tiere überfahren werden müs­

sen. Vielmehr sind darüberhinaus die entsprechenden Tier­

schutzgesetze heranzuziehen. Die Intention dieser Bestimmung 

der StVO ist insbesondere die Vermeidung der Gefährdung der 

Straßenbenützer. 

Es wird daher der Fahrzeuglenker, wie in zahlreichen anderen 

Verkehrssituationen, im jeweiligen Einzelfall zu entscheiden 

haben, ob durch ein jähes und für den Lenker eines nachfolgen­

den Fahrzeuges überraschendes Abbremsen andere Straßenbenützer 

oder er selbst gefährdet werden. 

Eine taxative AUfzählung der Tatbestände, in denen die Ver-
; 

kehrssicherheit ein jähes und für den Lenker eines nachfolgen-

den Fahrzeuges überraschendes Abbremsen erfordert, ist sicher 

nicht möglich, da dies jeweils im Rahmen der konkreten Ver­

kehrssituation zu beurteilen sein wird. 

Zu Frage 5: 

"Wieviele Tiere werden - gegliedert nach Tierarten - jährlich 
durch den Straßenverkehr getötet? (Bitte nach Tierarten ge­
gliedert für die letzten drei Jahre anführen)?" 

Im Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

werden keine Tierstatistiken geführt. Zudem ist festzustellen, 

daß es keine Meldepflicht für getötete Tiere, ausgenommen für 

Wildtiere, gibt. Eine derartige Statistik wUrde daher äußerst 

lUckeIlha:ft sein. 
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Abschließend darf darauf hingewiesen werden, daß die Vollzie­

hung der Straßenverkehrsordnung und daher auch die Führung 

entsprechender Statistiken Angelegenheiten der Länder ist und 

daher ebenfalls nicht Gegenstand einer parlamentarischen An­

frage sein kann. 

Wien, am44. September 1992 

Bundesminister 

... 
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